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(Nr. 10357.) Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte in Folge von Betriebsunfällen. 
Vom 2. Juni 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
für den Umfang derſelben, was folgt: 2 


Arbkel 
Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte in Folge von Betriebs— 
unfällen, vom 18. Juni 1887 GGeſetz-Samml. S. 282) erhält die nachſtehende 
Faſſung: | 
N 


Unmittelbare Staatsbeamte, welche in reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung 
unterliegenden Betrieben beſchäftigt ſind, erhalten, wenn ſie in Folge eines im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfalls dauernd dienſtunfähig werden, als Penſion 
ſechsundſechzigzweidrittel Prozent ihres jährlichen Dienſteinkommens. 

Perſonen der vorbezeichneten Art erhalten, wenn ſie in Folge eines im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfalls nicht dauernd dienſtunfähig geworden, aber in 
ihrer Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt worden ſind, bei ihrer Entlaſſung aus dem 
Dienſte als Penſion: 

1. im Falle völliger Exwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben den im 

erſten Abſatze bezeichneten Betrag 

2. im Falle theilweiſer Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben den— 

jenigen Theil der vorſtehend bezeichneten Penſion, welcher dem Maße 
der durch den Unfall herbeigeführten Einbuße an Erwerbsfähigkeit 
entſpricht. 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Juni 1902. 
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Iſt der Verletzte in Folge des Unfalls nicht nur völlig dienſt⸗ oder erwerbs⸗ 
unfähig, ſondern auch derart hülflos geworden, daß er ohne fremde Wartung 
und Pflege nicht beſtehen kann, ſo iſt für die Dauer dieſer Hülfloſigkeit die 
Penſion bis zu hundert Prozent des Dienſteinkommens zu erhöhen. 

Solange der Verletzte aus Anlaß des Unfalls thatſächlich und unverſchuldet 
arbeitslos iſt, kann in den Fällen des Abſ. 2 Ziffer 2 die Penſion bis zum 
vollen Betrage des Abſ. 1 vorübergehend erhöht werden. 

Steht dem Verletzten nach anderweiter geſetzlicher Vorſchrift ein höherer 
Betrag zu, ſo erhält er dieſen. 

Nach dem Wegfalle des Dienſteinkommens ſind dem Verletzten außerdem 
die noch erwachſenden Koſten des Heilverfahrens ($. 9 Abſ. 1 Nr. 1 des Gewerbes 
Unfallverſicherungsgeſetzes, Reichs⸗Geſetzbl. 1900 S. 585) zu erſetzen. 
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$. 2. 

Die Hinterbliebenen folder im $. 1 bezeichneten Perſonen, welche in Folge 

eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls geſtorben ſind, erhalten: 

1. als Sterbegeld, ſofern ihnen nicht nach anderweiter Beſtimmung An⸗ 
ſpruch auf Gnadenquartal oder Gnadenmonat zuſteht, den Betrag des 
einmonatigen Dienſteinkommens oder der einmonatigen Penſion des 
Verſtorbenen, jedoch mindeſtens fünfzig Mark 

2. eine Rente. Dieſe beträgt: 

a) für die Wittwe bis zu deren Tode oder Wiederverheirathung, 
ebenſo für jedes Kind bis zum Ablaufe des Monats, in welchem, 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet wird, oder bis zur etwaigen 
früheren Verheirathung zwanzig Prozent des jährlichen Dienſt⸗ 
einkommens des Verſtorbenen, jedoch für die Wittwe nicht unter 
zweihundertundſechzehn Mark und nicht mehr als dreitauſend 
Mark, für jedes Kind nicht unter einhundertundſechzig Mark 
und nicht mehr als eintauſendſechshundert Mark; 

p) für Verwandte der aufſteigenden Linie, wenn ihr Lebensunterhalt 
ganz oder überwiegend durch den Verſtorbenen beſtritten worden 
war, bis zum Wegfalle der Bedürftigkeit insgeſammt zwanzig 
Prozent des Dienſteinkommens des Verſtorbenen, jedoch nicht 
unter einhundertundſechzig Mark und nicht mehr als eintauſend⸗ 
ſechshundert Mark; ſind mehrere Berechtigte dieſer Art vorhanden, 
fo wird die Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt ; 

c) für elternloſe Enkel, falls ihr Lebensunterhalt ganz oder über 
wiegend durch den Verſtorbenen beſtritten worden war, im Falle 
der Bedürftigkeit bis zum Ablaufe des Monats, in welchem das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet wird, oder bis zur etwaigen 
früheren Verheirathung insgeſammt zwanzig Prozent des Dienſt⸗ 
einkommens des Verſtorbenen, jedoch nicht unter einhundertund⸗ 
ſechzig Mark und nicht mehr als eintauſendſechshundert Mark. 
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Die Renten dürfen zuſammen ſechzig Prozent des Dienſteinkommens nicht 
überſteigen. Ergiebt ſich ein höherer Betrag, ſo haben die Verwandten der 
aufſteigenden Linie nur inſoweit einen Anſpruch, als durch die Renten der 
Wittwe und der Kinder der Höchſtbetrag der Renten nicht erreicht wird, die 
Enkel nur ſoweit, als der Höchſtbetrag der Renten nicht für Ehegatten, Kinder 
oder Verwandte der aufſteigenden Linie in Anſpruch genommen wird. Soweit 
die Renten der Wittwe und der Kinder den zuläſſigen Höchſtbetrag überſchreiten, 
werden die einzelnen Renten in gleichem Verhältniſſe gekürzt. 

Steht nach anderweiter geſetzlicher Vorſchrift einem von den Hinterbliebenen 
ein höherer Betrag zu, ſo erhält er dieſen. 

Der Anſpruch der Wittwe iſt ausgeſchloſſen, wenn die Ehe erſt nach dem 
Unfalle geſchloſſen worden iſt. i 


F. 3. 
Die Fürſorge erſtreckt ſich auf die Folgen von Unfällen bei häuslichen 
und anderen Dienſten, zu denen Perſonen der im F. 1 bezeichneten Art neben 
der Beſchäftigung im Betriebe von ihren Vorgeſetzten herangezogen werden. 


§. 4. 

Erreicht das jährliche Dienſteinkommen nicht den dreihundertfachen Betrag 
des für den Beſchäftigungsort feſtgeſetzten ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher 
erwachſener Tagearbeiter ($. 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes, Reichs-Geſetzbl. 
1892 S. 417), ſo iſt dieſer Betrag der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Bleibt der nach Abſ. 1 zu Grunde zu legende Betrag hinter dem Jahres— 
arbeitsverdienſte zurück, welchen während des letzten Jahres vor dem Unfalle 
Perſonen bezogen haben, welche mit Arbeiten derſelben Art in demſelben Betrieb 
oder in benachbarten gleichartigen Betrieben beſchäftigt waren, ſo iſt dieſer Jahres— 
arbeitsverdienſt der Berechnung der Rente zu Grunde zu legen. 

Der eintauſendfünfhundert Mark überſteigende Betrag kommt nur zu einem 
Drittel zur Anrechnung. i . 

Bleibt bei den nicht mit Penſionsberechtigung angeſtellten Beamten ($. 1) 
die nach vorſtehenden Beſtimmungen der Berechnung zu Grunde zu legende 
Summe unter dem niedrigſten Dienſteinkommen derjenigen Stellen, in welchen 
ſolche Beamte nach den beſtehenden Grundſätzen zuerſt mit Penſionsberechtigung 
angeſtellt werden können, ſo iſt der letztere Betrag der Berechnung zu Grunde 
zu legen. 


H. 5. 

Iſt das der Berechnung der Hinterbliebenenrente zu Grunde zu legende 
Dienſteinkommen in Folge eines früher erlittenen, nach den geſetzlichen Beſtim— 
mungen über Unfallverſicherung oder Unfallfürſorge entſchädigten Unfalls geringer, 
als der vor dieſem Unfalle bezogene Lohn oder das vor dieſem Unfalle bezogene 
Dienſteinkommen, fo iſt die aus Anlaß des früheren Unfalls bei Lebzeiten be- 
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zogene Rente oder Penſion dem Dienſteinkommen bis zur Höhe des der früheren 
Entſchädigung zu Grunde gelegten Jahresarbeitsverdienſtes oder Dienſteinkommens 
hinzuzurechnen. 


§. 6. 

Der Bezug der Penſion beginnt mit dem Wegfalle des Dienſteinkommens, 
der Bezug der Hinterbliebenenrente mit dem Ablaufe des Gnadenquartals oder 
Gnadenmonats, oder, ſoweit ſolche nicht gewährt werden, mit dem Ablaufe der⸗ 
jenigen Zeit, für welche nach §. 2 Abſ. 1 Ziffer 1 das Dienſteinkommen oder die 
Penſion weiter bezogen iſt. 

Gehört der Verletzte auf Grund geſetzlicher oder ſtatutariſcher Verpflichtung 
einer Krankenkaſſe oder der Gemeinde-Krankenverſicherung an, ſo wird bis zum 
Ablaufe der dreizehnten Woche nach dem Eintritte des Unfalls die Penſion und 
der Erſatz der Koſten des Heilverfahrens um den Betrag der von der Kranken⸗ 
kaſſe oder der Gemeinde-Krankenverſicherung geleiſteten Krankenunterſtützung gekürzt. 
Der Anſpruch auf das Sterbegeld und vom Beginne der vierzehnten Woche ab 
auch der Anſpruch auf die Penſion ſowie auf den Erſatz der Koſten des Heil— 
verfahrens geht bis zum Betrage des von der Krankenkaſſe gezahlten Sterbegeldes 
beziehungsweiſe bis zum Betrage der von dieſer gewährten weiteren Kranken 
unterſtützung auf die Krankenkaſſe über. Als Werth der freien ärztlichen Bes 
handlung, der Arznei und der Heilmittel ($. 6 Abſ. 1 Ziffer 1 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes) gilt die Hälfte des geſetzlichen Mindeſtbetrags des Krankengeldes. 

Fällt das Recht auf den Penſions⸗ oder Rentenbezug im Laufe des Monats, 
für welchen die Penſion oder Rente gezahlt war, fort, ſo iſt von einer Rück⸗ 
forderung abzuſehen. Wenn für einen Theil des Monats die Penſion für den 
Verletzten mit der Rente für die Hinterbliebenen zuſammentrifft, ſo haben die 
Hinterbliebenen den höheren Betrag zu beanſpruchen. 


Gt 

Ein Anſpruch auf die in den $$. 1 bis 3 bezeichneten Bezüge beſteht nicht, 
wenn der Verletzte den Unfall vorſätzlich oder durch ein Verſchulden herbeigeführt 
hat, wegen deſſen auf Dienſtentlaſſung oder auf Verluſt des Titels und Penſions⸗ 
anſpruchs gegen ihn erkannt oder wegen deſſen ihm die Fähigkeit zur Beſchäftigung 
in einem öffentlichen Dienſtzweig aberkannt worden iſt. 

Der Anſpruch kann, auch ohne daß ein Urtheil der bezeichneten Art 
ergangen iſt, ganz oder theilweiſe abgelehnt werden, falls das Verfahren wegen 
des Todes oder der Abweſenheit des Betreffenden oder aus einem anderen in 
ſeiner Perſon liegenden Grunde nicht durchgeführt werden kann. 


F. 8. 
Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes ſind, ſoweit deren Feſtſtellung nicht 
von Amtswegen erfolgt, bei Vermeidung des Ausſchluſſes vor Ablauf von zwei 


, 


Jahren nach dem Eintritte des Unfalls bei der dem Verletzten unmittelbar vor— 
geſetzten Dienſtbehörde anzumelden. Die Friſt gilt auch dann als gewahrt, 
wenn die Anmeldung bei der für den Wohnort des Entſchädigungsberechtigten 
zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde erfolgt iſt. In ſolchem Falle iſt die 
Anmeldung unverzüglich an die zuſtändige Stelle abzugeben und der Betheiligte 
davon zu benachrichtigen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der Anmeldung nur dann Folge zu geben, 
wenn zugleich glaubhaft beſcheinigt wird, daß eine den Anſpruch begründende 
Folge des Unfalls erſt ſpäter bemerkbar geworden oder daß der Berechtigte von 
der Verfolgung ſeines Anſpruchs durch außerhalb ſeines Willens liegende Ver— 
hältniſſe abgehalten worden iſt, und wenn die Anmeldung innerhalb dreier 
Monate, nachdem eine Unfallfolge bemerkbar geworden oder das Hinderniß für 
die Anmeldung weggefallen, erfolgt iſt. 

Jeder Unfall, welcher von Amtswegen oder durch Anmeldung der Be— 
theiligten einer vorgeſetzten Dienſtbehörde bekannt wird, iſt ſofort zu unterſuchen. 
Den Betheiligten iſt Gelegenheit zu geben, ſelbſt oder durch Vertreter ihre 
Intereſſen bei der Unterſuchung zu wahren. 


H. N. 

Soweit vorſtehend nichts Anderes beſtimmt iſt, finden auf die nach §§. 1 
bis 3 zu gewährenden Bezüge die für die Betheiligten geltenden Beſtimmungen 
über die Penſion und über die Fürſorge für Wittwen und Waiſen Anwendung. 
Auf die Bezüge von Verwandten der aufſteigenden Linie und von Enkeln finden 
dieſe Beſtimmungen entſprechende Anwendung. 

Die nach FF. 1 bis 3 dieſes Geſetzes zu gewährenden Bezüge treten an 
die Stelle derjenigen Penſion oder derjenigen Wittwen- und Waiſengelder, welche 
den Betheiligten auf Grund anderweiter geſetzlicher Vorſchrift zuſtehen, ſoweit 
nicht die letzteren Beträge die nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu gewährenden Bezüge 
überſteigen ($. 1 Abſ. 5 und F. 2 Abſ. 3). 


$. 10. 


Auf die Anſprüche, welche den in den $$. 1 und 2 bezeichneten Perſonen 
wegen eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls aus Preußiſchen Landesgeſetzen 
zuſtehen, finden die für reichsgeſetzliche Anſprüche geltenden Vorſchriften der $$. 10 
und 11 des Reichs-Unfallfürſorgegeſetzes für Beamte und Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes vom 18. Juni 1901 (Reichs-Geſetzbl. S. 211) entſprechende Anwendung. 

Das Gleiche gilt hinſichtlich der Anſprüche der Kommunalbeamten und 
ihrer Hinterbliebenen, für welche durch ſtatutariſche Feſtſetzung gegen die Folgen 
eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls eine den Vorſchriften der §§. 1 bis 7 
des genannten Reichsgeſetzes mindeſtens gleichkommende Fürſorge getroffen iſt. 
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Seil) 

Wenn gemäß den Beſtimmungen der Sh. 10 und 11 des genannten Reichs⸗ 
geſetzes ein Schadenserſatzanſpruch gegen Betriebsleiter, Bevollmächtigte oder 
Repräſentanten, Betriebs- oder Arbeiteraufſeher zuläſſig iſt, geht der Anſpruch 
in Höhe der den Entſchädigungsberechtigten auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes 
oder anderweiter geſetzlicher Vorſchriften ($$. 1 und 2) vom Staate zu zahlenden 
Beträge auf letzteren über. 

Auf die Anſprüche der im §. 10 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen findet dieſe 
Beſtimmung entſprechende Anwendung. 


$. 12. 

Gegen das Reich ſtehen den in den §§. 1, 2 und 10 Abſ. 2 bezeichneten 

Perſonen aus Preußiſchen Landesgeſetzen weitergehende Anſprüche als auf die 
gedachten Bezüge nicht zu. 

Derſelben Beſchränkung unterliegen die Anſprüche dieſer Perſonen gegen 
andere Bundesſtaaten und gegen Kommunalverbände, ſofern für deren Beamte 
durch die Landesgeſetzgebung beziehungsweiſe durch ſtatutariſche Feſtſetzung gegen 
die Folgen eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls eine den Vorſchriften der 
FF. 1 bis 7 mindeſtens gleichkommende Fürſorge getroffen iſt und durch die 
Geſetzgebung des bezüglichen Bundesſtaats weitergehende Anſprüche der Beamten 
und ihrer Hinterbliebenen aus den Landesgeſetzen gegenüber dem Reiche ſowie 
den Bundesſtaaten und Kommunalverbänden ausgeſchloſſen ſind. 


8 

Die in den $$. 1 und 2 des Reichs⸗Unfallfürſorgegeſetzes vom 18. Juni 1901 
aufgeführten Perſonen, desgleichen die Beamten anderer Bundesſtaaten und der 
deutſchen Kommunalverbände ſowie deren Hinterbliebenen, für welche durch die 
Landesgeſetzgebung beziehungsweiſe durch ſtatutariſche Feſtſetzung gegen die Folgen 
eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls eine den Vorſchriften der §§. 1 bis 7 
mindeſtens gleichkommende Fürſorge getroffen iſt, haben wegen eines Unfalls ($. 1) 
aus Preußiſchen Landesgeſetzen einen Anſpruch auf Erſatz des durch den Unfall 
erlittenen Schadens nur in Höhe der ihnen danach zukommenden Bezüge ſowohl 
gegen das Reich und den Preußiſchen Staat, wie gegen diejenigen Preußiſchen 
Kommunalverbände, welche für ihre Beamten die Unfallfürſorge in dem vor⸗ 
gedachten Umfange getroffen haben. Derſelben Beſchränkung unterliegen die 
Anſprüche dieſer Perſonen gegen andere Bundesſtaaten außer Preußen und die 
nicht Preußiſchen Kommunalverbände unter der Vorausſetzung, daß nach den 
Landesgeſetzen des betreffenden Bundesſtaats den durch entſprechende Unfallfür- 
ſorge ſichergeſtellten Reichs-, Staats- und Kommunalbeamten ſowie deren Hinter⸗ 
bliebenen weitergehende Anſprüche gegen das Reich, die Bundesſtaaten und 
Kommunalverbände nicht zuſtehen. f 
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Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Neues Palais, den 2. Juni 1902. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 


(Nr. 10358.) Geſetz gegen die Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden. Vom 
2. Juni 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

Die Landespolizeibehörden ſind befugt, zur Verhinderung der Verunſtaltung 
landſchaftlich hervorragender Gegenden ſolche Reklameſchilder und ſonſtige Auf— 
fehriften und Abbildungen, welche das Landſchaftsbild verunzieren, außerhalb der 
geſchloſſenen Ortſchaften durch Polizei-Verordnung auf Grund des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) 
zu verbieten und zwar auch für einzelne Kreiſe oder Theile derſelben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. : 5 

Gegeben Neues Palais, den 2. Juni 1902. 


(I. S.) Wilhelm. 5 
Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1. das am 24. März 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Märkiſch Friedland im Kreiſe Deutſch-Krone, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 20 
S. 175, ausgegeben am 15. Mai 1902; 

das am 2. April 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft des Schwarzen Bruchs zu Jariſchau im Kreiſe 
Berent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 19 
Si. 163, ausgegeben am 10. Mai 1902, 

3. das am 7. April 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Arnsfelde-Stranz zu Stranz im Kreiſe Deutſch— 
Krone, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder 
Nr. 20 S. 179, ausgegeben am 15. Mai 1902; 

das am 7. April 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft II zu Czieſchowa im Kreiſe Lublinitz, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 18 S. 130, ausgegeben 
am 2. Mai 1902. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


